
zunächst einen Beschluß über die Entziehung des Ar­
menrechts zu erlassen und unmittelbar anschließend 
das Urteil. Und es gibt auch eine Anzahl Gerichte, 
die dieses nirgends verbotene Verfahren anwenden; 
das BG Leipzig ist also im Unrecht, wenn es meint, 
daß das AG unter den genannten Umständen die einst­
weilige Kostenfreiheit nicht entziehen d u r f t e .  Die 
Entziehung war vielmehr durchaus zulässig, nur war 
es unnötig und unerwünscht, daß das AG dadurch den 
Prozeß verzögerte und nicht gleichzeitig Urteil erließ.

Nachdem aber das AG nun einmal in dieser Weise, 
welche zwar prozeßökonomisch nicht gut, aber auch 
nicht gesetzwidrig war, verfahren hatte, war es falsch 
und muß obendrein als äußerster Formalismus be­
trachtet werden, wenn das BG den ursprünglichen 
Zustand der Kostenbefreiung durch Aufhebung des 
Entziehungsbeschlusses wiederherstellte. Es ergibt sich 
nunmehr die eigenartige Sachlage, daß beide Instanzen 
zwar die Klage für aussichtslos halten, die Klägerin 
aber auf Grund eines ausdrücklichen Beschlusses des 
BG weiterhin die Kostenbefreiung genießt. Statt dessen 
hätte die Beschwerde zurückgewiesen werden müssen.

Prof. Dr. N a t h a n

§ 125 Abs. 1 ZPO.
Gelangt der Kläger durch den Abschluß eines Ver­

gleichs in den Besitz von Mitteln, so ist er zur Nach­
zahlung der ihm im Wege der einstweiligen Kosten­
freiheit gestundeten Beträge verpflichtet.

BG Leipzig, Beschl. vom 8. Januar 1953 — 3 X 10/53.
Der Kläger hat nach vorausgegangenem Mahnverfahren Im 

Streitverfahren gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zah­
lung von 1211,06 DM und 3 vom Hundert Jahreszinsen von 
443,— DM für die Zeit vom 1. Januar 1951 bis zum 26. März 
1952 und von 111,06 DM für die Zeit vom 27. März 1952 ab gel­
tend gemacht. Das Kreisgeric*-1 bewilligte ihm für das Mahn­
verfahren und das nachfolgende Streitverfahren einstweilige 
Kostenfreiheit und ordnete ihm seinen Prozeßbevollmächtigten 
bei. Der Rechtsstreit wurde durch außergerichtlichen Vergleich 
der Parteien beendet. Der Vergleich enthält die Erklärung der 
Beklagten, daß sie sich verpflichte, an den Kläger 830,— DM 
zu zahlen, und die Erklärung des Klägers, daß damit alle 
seine mit der Klage geltend gemachten Ansprüche gegen dje 
Beklagte als ausgeglichen anzusehen seien. Daraufhin entzog 
das Kreisgericht dem Kläger nach § 127 ZPO die einstweilige 
Kostenfreiheit. Es stellte sich auf den Standpunkt, daß für 
den Kläger die Grundlage des § 114 ZPO entfalle, da sich die 
Parteien außergerichtlich geeinigt hätten.

Mit der Beschwerde beantragt der Kläger, diese Entschei­
dung aufzuheben. Er macht geltend: Daß er mittellos im
Sinne des § 114 ZPO sei, sei nachgewiesen. Daß die Rechts­
verfolgung Aussicht auf Erfolg gehabt habe, ergebe schon der 
Abschluß des Vergleichs. Entziehung der einstweiligen Ko­
stenfreiheit würde nur zulässig sein, wenn eine dieser beiden 
Voraussetzungen nachträglich weggefallen wäre. Das sei je­
doch nicht der Fall:

Das Kreisgericht hat abgelehnt, der Beschwerde abzuhelfen. 
Es hat dabei zum Ausdruck gebracht: Es widerspreche der ge­
setzlichen Regelung der einstweiligen Kostenbefreiung, wenn 
niemals die Kosten zurückgefordert werden könnten. Dem 
Kläger habe durch Beiordnung eines Rechtsanwalts bekannt 
sein müssen, daß diese Regelung der einstweiligen Befreiung 
von den Kosten zu jeder Zeit vom Gericht zurückgenommen 
werden könne.

Danach habe er auch diese Frage bei Abschluß eines außer­
gerichtlichen Vergleichs rr.it zu beachten. Die Staatsgelder 
seien nicht allein dazu da, um den Parteien durch Kosten­
befreiung zu ihrem Recht zu verhelfen, sondern es müsse nach 
Abschluß des Verfahrens geprüft werden, ob eine Rückerstat­
tung des aus der Staatskasse gegebenen Vorschusses möglich 
und tragbar sei. Das Gericht sei durchaus der Meinung, daß 
der Kläger sein Teil an bereits entstandenen Kosten nach 
Auszahlung eines Betrages von 830,— DM durch die Beklagte 
ohne Beeinträchtigung seines notwendigen Lebensunterhalts 
zahlen könne.

Die Beschwerde ist statthaft (§ 127 Satz 2 ZPO). Sie ist form­
gerecht (§ 569 ZPO) eingelegt, daher zulässig, kann jedoch 
keinen Erfolg haben.

Aus den G r ü n d e n :
Zwar rügt der Beschwerdeführer mit Recht, daß es 

unzulässig gewesen sei, ihm die einstweilige Kosten­
freiheit zu entziehen. Allerdings ergibt sich die Unzu­
lässigkeit nicht, wie er meint, daraus, daß die Voraus­
setzungen für die einstweilige Kostenfreiheit nicht weg­
gefallen seien, sondern daraus, daß der Rechtsstreit 
durch den Vergleich beendet war. Denn nach Beendi­
gung des Rechtsstreits kann die einstweilige Kosten­
freiheit nicht mehr nach § 121 ZPO entzogen werden.

Trotzdem kann die Beschwerde nicht durchdringen. 
Denn die angefochtene Entscheidung ist als Nachzah­
lungsanordnung nach § 125 Abs. 1 ZPO zu behandeln. 
Darüber scheint sich das Kreisgericht nachträglich klar 
geworden zu sein, wie seine Ausführungen im Beschluß 
vom 15. Dezember 1952 vermuten lassen.

Nach § 125 Abs. 1 ZPO ist die zur einstweiligen 
Kostenfreiheit zugelassene Partei zur Nachzahlung der 
Beträge, von deren Berichtigung sie einstweilen befreit 
war, verpflichtet, sobald sie ohne Beeinträchtigung des 
für sie und ihre Familie notwendigen Unterhalts dazu 
imstande ist. Diese Voraussetzung ist im Streitfall 
erfüllt. Auf Grund des Vergleichs wird der Beschwerde­
führer von der Beklagten 830,— DM gezahlt erhalten. 
Von diesen 830,— DM kann er, wie das Kreisgericht 
zutreffend ausgeführt hat, die Beträge zahlen, von deren 
Berichtigung er auf Grund der einstweiligen Kosten­
freiheit einstweilen befreit war. Wenn in dem Ver­
gleich der Kostenpunkt nicht oder nicht anders geregelt 
worden ist, hat der Beschwerdeführer die Hälfte der 
Gerichtskosten und seine außergerichtlichen Kosten, 
d. s. seine Anwaltskosten, zu tragen (§§ 98 Satz 1, 
92 Abs. 1 Satz 2 ZPO). Das sind bei dem im Streitfall 
in Frage kommenden Streitwert (1211,06 DM) insge­
samt rund 77,— DM. Diesen Betrag kann der Be­
schwerdeführer von den ihm von der Beklagten zu 
zahlenden 830,— DM zahlen, ohne den für ihn not­
wendigen Unterhalt zu beeinträchtigen.

§ 319 Abs. 3, § 164 ZPO.
Die Berichtigung eines vor einem Gericht abgeschlos­

senen Vergleichs kann nur unter den Voraussetzungen 
vorgenommen werden, die für die Berichtigung einer 
Sitzungsniederschrift gelten.

BG Leipzig, Beschl. vom 10. Dezember 1952 — 3 T 
144/52.

Aus den G r ü n d e n :
Mit Klagschrift vom 20. Juli 1951 erhob die Klägerin 

vor dem Amtsgericht L. Klage mit dem Anträge, 
den Beklagten zur Zahlung einer monatlichen Unter­
haltsrente von 75,— DM seit dem 1. Juli 1951 zu ver­
urteilen.

In der mündlichen Verhandlung vom 15. Oktober 
1952 vor dem Kreisgericht schlossen die Parteien zur 
Beilegung des Rechtsstreites einen Vergleich, in dem 
es heißt: „Die Gerichtskosten übernimmt der Kläger, 
außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet“.

Mit Beschluß vom 8. November 1952 berichtigte das 
Kreisgericht den Vergleich unter Bezugnahme auf § 319 
ZPO dahin, daß die Gerichtskosten nicht der „Kläger“, 
sondern der „Beklagte“ übernimmt.

Mit der Beschwerde, die am 5. Dezember 1952 beim 
Kreisgericht eingegangen ist, macht der Beklagte gel­
tend, die Berichtigung sei zu Unrecht erfolgt, da er die 
gerichtlichen Kosten nicht übernommen habe. Der Ver­
gleich sei richtig protokolliert worden.

Die Beschwerde ist nach § 319 Abs. 3 ZPO als so­
fortige Beschwerde statthaft. Da der angefochtene Be­
schluß keine Rechtsmittelbelehrung enthält und auch 
nicht mit Zustellungsurkunde zugestellt worden ist, ist 
die Rechtsmittelfrist nicht in Lauf gesetzt worden. Die 
Beschwerde ist daher frist- und auch formgerecht ein­
gelegt. Sie ist auch sachlich begründet.

Der Berichtigung nach § 319 ZPO wegen offenbarer 
Unrichtigkeit unterliegen nach der Fassung dieser Vor­
schrift nur Urteile. Die Vorschrift ist aber auf alle 
gerichtlichen Entscheidungen anwendbar und auch an­
gewendet worden, also auch auf Gerichtsbeschlüsse. 
Auf Vergleiche, die vor einem Gericht abgeschlossen 
worden sind, kann sie dagegen nicht angewendet wer­
den, da solche Vergleiche keine gerichtlichen Entschei­
dungen sind. Ein solcher Vergleich kann nur unter 
den Voraussetzungen berichtigt werden, unter denen 
eine Sitzungsniederschrift berichtigt werden kann, da 
die Niederschrift des Vergleichs einen Teil der Sit­
zungsniederschrift bildet. Eine solche Berichtigung ist 
wegen der Beweiskraft des Protokolls (§ 164 ZPO) in 
einem besonderen Verfahren durchzuführen, in dem 
die Parteien zu hören sind. Die Berichtigung soll nur 
bei Übereinstimmung von Richter und Protokollführer, 
der gleichfalls zu hören ist, erfolgen. Eine Berichtigung 
durch den Richter allein ohne vorherige Anhörung der 
Parteien und des Protokollführers ist daher nicht zu­
lässig. Da der angefochtene Beschluß ohne Einhaltung 
dieses Verfahrens ergangen ist, ist die Sache zur er­
neuten Prüfung und Entscheidung an das Kreisgericht 
zurückzuverweisen, das mit Rücksicht auf die notwen­
dige Einheitlichkeit der Kostenentscheidung auch über 
die Kosten der Beschwerde zu entscheiden hat.
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